
 STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  

 
 

 
 

Einladung 
zur 49. Sitzung 

des Ausschusses für Stadtentwicklung 

am Dienstag, dem 18.06.2019, 

um 17:00 Uhr im Ratssaal 
 
 

T a g e s o r d n u n g  
 

I. Öffentlich 
 1     Einwohnerfragestunde 

 
 2     Feststellung der Sitzungsniederschrift vom 07.05.2019 

 
 3   05 - 16 1899/2019 Klimaschutzteilkonzept Nahmobilität - Emmerich am Rhein; 

hier: Auftaktpräsentation durch das Büro Stadtverkehr 
 

 4   05 - 16 1895/2019 Reduzierung der Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG für 
straßenbauliche Maßnahmen; 
hier: Eingabe Nr. 5/2019 des AfD-Stadtverbandes, 46446 Emmerich 
 

 5   05 - 16 1896/2019 Verschiebung des Straßenausbaus Martinusstraße/Abteistraße Elten; 
hier: Eingabe Nr. 5/2019 der Eigentümer der Häuser Martinus- und 
Abteistraße 
 

 6   05 - 16 1897/2019 Aufschiebung der Berechung der Straßenausbaubeiträge; 
hier: Antrag Nr. XXII/2019 der SPD-Ratsfraktion 
 

 7   05 - 16 1851/2019 Straßenausbau Nierenberger Straße / Duisburger Straße von 
Wassenbergstraße bis Weseler Straße,  
hier: Anpassung der Straßenquerschnitte 
 

 8   05 - 16 1850/2019/1 Ergebnis der Überprüfung der Querung der Ostermayerstraße im 
Bereich Elsepaßweg sowie Prüfung der Machbarkeit eines möglichen 
zusätzlichen Radweges von der KITA „Räuberhöhle“ über das ehem. 
Kasernengelände und der Klever Straße (B220) 
 

 9   05 - 16 1878/2019 Errichtung eines Sicht-/Lärmschutzes im Bereich des provisorischen 
Haltepunktes Elten; 
hier: Eingabe Nr. 2/2019 vom SPD-Ortsverein Elten 
 

 10   05 - 16 1886/2019 Widmung von Straßen in Emmerich am Rhein; hier: Rudolf-W.-Stahr-
Straße 
 



   

 
 11     Mitteilungen und Anfragen 

 
 12     Einwohnerfragestunde 

 

 
 
 
 
46446 Emmerich am Rhein, den 6. Juni 2019 
 
 
 
Albert Jansen 
Vorsitzender 
 



05 - 16 1899/2019  Seite 1 von 3 

 
 
 
 
  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

1899/2019 29.05.2019 
 
 
 
Betreff 

Klimaschutzteilkonzept Nahmobilität - Emmerich am Rhein; 
hier: Auftaktpräsentation durch das Büro Stadtverkehr 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 18.06.2019 

 
  
 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Sachdarstellung : 

 
In verschiedenen Ratseingaben wurde die Verbesserung von Bestandteilen der Nahmobilität 
sowie die Mitgliedschaft in der Arbeitsgemeinschaft fahrrad- und fußgängerfreundlicher 
Städte gefordert.  
 

 Antrag der Senioren Union aus dem Jahr 2016  
o Mitgliedschaft bei der AGFS  
o Bestimmung eines Fahrradbeauftragten 

 

 Antrag der UWE – Ratsfraktion im Jahr 2018 
o Überdachte Radabstellanlage „van-den-Bergh-Straße“  

 

 Eingabe der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN im Jahr 2018 
o Bestandteil dieser Eingabe sind drei Anträge mit Forderungen nach   

     Haushaltsmitteln für eine fahrradfreundliche und behindertengerechte  
     Stadt, die in die Haushaltsplanberatung für den Haushalt 2019    
     aufgenommen wurden.  

 
Anträge dieser Art haben den Anstoß zur Erarbeitung des Nahmobilitätskonzeptes gegeben 
und sollen darin berücksichtigt und bearbeitet werden.  
Die Stadt Emmerich am Rhein hat für die Konzeptentwicklung einer Nahmobilitätsstrategie 
im Rahmen eines finanziell geförderten Klimaschutzteilkonzeptes im April 2019 das Büro 
Stadtverkehr aus Hilden beauftragt.  
Das Konzept soll auch die Grundlage für die Bewerbung um eine Aufnahme in die 
Arbeitsgemeinschaft fußgänger- und fahrradfreundlicher Städte, Gemeinden und Kreise in 
Nordrhein-Westfalen e.V. (AGFS) bilden. Da die Konzepterstellung auch als Mittel zu diesem 
Zweck erarbeitet wird und mit der Zusammenstellung der Bewerbungsunterlagen zeitnah 
nach der Erarbeitung des Maßnahmenpakets des Konzeptes begonnen werden soll, wurde 
das Büro auch für die Erarbeitung/Zusammenstellung der Unterlagen mitbeauftragt.  
Neben der Bilanzierung der Treibhausgasemissionen und der perspektivischen Errechnung 
des Einsparpotenzials sollen darin konkrete Maßnahmen und Handlungsansätze für 
Emmerich herausgearbeitet werden.  
Ein weiterer Fokus liegt in der Beurteilung des Status Quo des Modal Split, d.h. der 
Verteilung des Verkehrs auf die einzelnen Verkehrsmittel. Die Ermittlung soll über eine 
Haushaltsbefragung erfolgen. Die Daten aus dieser Erhebung sind eine Grundlage für die 
Zielsetzung bzw. der Potenzialermittlung und dienen in der Folge auch der Überwachung der 
gesetzten Ziele.  
Auf Grundlage der Ergebnisse des Konzeptes soll dann bedarfsgerecht gehandelt werden 
und für die Umsetzung dann gezielt Gelder eingestellt werden sowie ggf. auch 
Fördermöglichkeiten genutzt werden.  
Durch den Fördermittelgeber sind die Bausteine des Konzepts grob vorgegeben.  
Hierunter fallen:  
 
Analysen/ Bilanzen 
 Energiebilanz und CO2-Ausstoß  
 Grundlagenermittlung und Analyse des Rad- und Fußverkehrsangebotes und 
Netzanalyse 
 Entwicklung Wunschnetz für Rad- und Fußverkehr 
 Mängelanalyse – (Onlinebeteiligung) 
 Modal split Erhebung durch eine Haushaltsbefragung 
Potenzialanalyse und Szenarien  
 Potenzialanalyse  
 Szenarien für den Rad- und Fußverkehr 
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Akteursbeteiligung  
 Arbeitsgruppensitzung  
 Zwei öffentliche Veranstaltungen (Spaziergang und Radtour) 
Maßnahmenkonzept  
Kommunikationsstrategie / Öffentlichkeitsarbeit 
Verstetigungsstrategie 
Controlling-Konzept 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme ist im Haushalt unter Produkt 1.100.09.01.01, Sachkonto 54290000 
abgebildet. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

1895/2019 29.05.2019 
 
 
 
Betreff 

Reduzierung der Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche Maßnahmen; 
hier: Eingabe Nr. 5/2019 des AfD-Stadtverbandes, 46446 Emmerich 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 18.06.2019 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt, Straßenausbaumaßnahmen so lange zu 
verschieben, bis seitens des Landtags abschließend über die Beitragserhebung nach § 8 
KAG beraten wurde.  
 
Dem Ausschuss für Stadtentwicklung werden Straßenausbaumaßnahmen dann zur 
Entscheidung vorgelegt, wenn eine Verschiebung aufgrund von rechtlichen, wirtschaftlichen, 
technischen Zwängen oder Fördermitteln nicht ohne weiteres möglich ist. 
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Sachdarstellung : 

 
Landesgesetzgebung 
In den letzten Wochen und Monaten gab es eine anhaltende Diskussion über die 
Abschaffung von Straßenbaubeiträgen gem. § 8 Kommunalabgabengesetz NRW (KAG). 
Aktueller Anlass sind die Drucksachen 17/4115 (Gesetzentwurf der Fraktion der SPD vom 
06.11.2018 „Abschaffung von Straßenausbaubeiträgen“) sowie 17/4300 (Antrag der Fraktion 
der CDU und der Fraktion der FDP vom 20.11.2018 „Straßenausbaubeiträge 
bürgerfreundlich gestalten“) im Landtag Nordrhein-Westfalen.  
 
Am 07.06.2019 fand im Landtag NRW die durch den Bund der Steuerzahler erzwungene 
Expertenanhörung in öffentlicher Sitzung statt. Mit einer Entscheidung über das 
Gesetzgebungsverfahren ist somit frühestens nach der Sommerpause zu rechnen.  
 
Grundsätzlich besteht die Forderung, die Beiträge nach § 8 KAG abzuschaffen. Die 
Landesregierung hat kommuniziert, dass sie beabsichtigt, die Beiträge nach dem KAG zu 
ändern und nicht abzuschaffen. Bei den voraussichtlichen Änderungen gibt es eine Vielzahl 
von rechtlichen Ansätzen. 
 
Daher kann derzeit vor der abschließenden Gesetzgebung nicht vorausgesehen werden, wie 
künftig Straßenausbaubeiträge erhoben werden sollen bzw. können. Ebenso unsicher ist 
eine Übergangsregelung. So wurde beispielsweise in Bayern im Rahmen der Aufhebung die 
Übergangsregelung getroffen, dass alle „begonnenen“ Maßnahmen noch nach altem Recht 
abzurechnen sind. Allein bei der Definition des Baubeginns gibt es unzählige Möglichkeiten, 
den Zeitpunkt zu definieren.  
 
Vorschlag der Verwaltung 
Aus diesen Gründen schlägt die Verwaltung grundsätzlich vor, Straßenausbaumaßnahmen 
so weit zu verschieben bis seitens der Landesregierung über die künftige Gesetzgebung 
beraten wurde. Ab diesem Zeitpunkt ist bekannt, nach welchen Regeln künftig 
Straßenausbaubeiträge erhoben werden sollen bzw. können. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung entscheidet im Einzelfall über den Beginn einer 
Straßenausbaumaßnahme nach § 8 KAG, wenn rechtliche, wirtschaftliche, technische 
Zwänge oder Fördermittel eine Verschiebung ohne weiteres nicht zulassen. 
 
Solche Zwänge können beispielsweise die Notwendigkeit von Kanalsanierungen sein. Durch 
das gemeinsame Sanieren des Kanals und der Straße können Baukosten gespart werden, 
die letztendlich auf die Anlieger umgelegt werden. Sofern ein unbedingter technischer Zwang 
zur Kanalsanierung besteht, wird der Straßenausbau dem Ausschuss für Stadtentwicklung 
zum Beschluss vorgelegt. Sollten sich beispielsweise keine gravierenden Änderungen des 
§ 8 KAG ergeben und der Kanal bereits erneuert worden sein, werden die 
Straßenausbaubeiträge entsprechend höher ausfallen. Auch die jährliche 
Baukostensteigerung ist bei der Verschiebung der Maßnahmen zu berücksichtigen. 
 
Ebenfalls ein Erfordernis für den Ausbau einer Straße kann eine geltende Förderzusage 
sein. Beispielsweise liegt eine solche Förderzusage für den Ausbau der Nierenberger Straße 
/ Duisburger Straße vor. Voraussetzung für die Förderung ist der Baubeginn in diesem Jahr. 
Dadurch ergeben sich zeitliche Zwänge, die ein weites Aufschieben der Entscheidung über 
den Ausbau nicht ermöglichen. Durch die Fördermittel werden die kommunalen Eigenanteile 
gefördert. Bei Wegfall der Fördermittel wird der städtische Haushalt durch die 
Baumaßnahme mehr belastet. 
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Zur Eingabe Nr. 5/2019 des AfD-Stadtverband Emmerich am Rhein zur Reduzierung 
der Beiträge nach § 8 KAG: 
Aktuell ist die Aussetzung des Vollzuges der Erhebung von Beiträgen gem. § 8 KAG i. V. m. 
der Straßenbaubeitragsatzung der Stadt Emmerich am Rhein aus der Sicht der Verwaltung 
nicht zielführend. Sollte die gesetzliche Grundlage des § 8 KAG angepasst werden, muss 
auch die städtische Straßenbaubeitragssatzung angepasst werden. Der 
Verwaltungsvorschlag zur Verschiebung der Ausbaumaßnahmen ist daher zielführender. 
Sollten Verfahren jedoch unter den o. g. Umständen nun begonnen werden müssen und es 
im Rahmen der Abrechnung der Gebühren noch keine geänderte gesetzliche Regelung 
geben, wäre die Anpassung der kommunalen Satzung noch möglich. Vor dem durch die 
Landesregierung angestrebten Zeitablauf ist dies jedoch vermutlich nicht nötig. 
 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
 
 
Anlage: 
Anlage zu Vorlage 05-16 1895 



Ö  4Ö  4

hoffmann
Schreibmaschinentext
Anlage zu Vorlage 05-16 1895/2019
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

1896/2019 29.05.2019 
 
 
 
Betreff 

Verschiebung des Straßenausbaus Martinusstraße/Abteistraße Elten; 
hier: Eingabe Nr. 5/2019 der Eigentümer der Häuser Martinus- und Abteistraße 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 18.06.2019 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt, Straßenausbaumaßnahmen so lange zu 
verschieben, bis seitens des Landtags abschließend über die Beitragserhebung nach § 8 
KAG beraten wurde.  
 
Dem Ausschuss für Stadtentwicklung werden Straßenausbaumaßnahmen dann zur 
Entscheidung vorgelegt, wenn eine Verschiebung aufgrund von rechtlichen, wirtschaftlichen, 
technischen Zwängen oder Fördermitteln nicht ohne weiteres möglich ist. 
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Sachdarstellung : 

 
Landesgesetzgebung 
In den letzten Wochen und Monaten gab es eine anhaltende Diskussion über die 
Abschaffung von Straßenbaubeiträgen gem. § 8 Kommunalabgabengesetz NRW (KAG). 
Aktueller Anlass sind die Drucksachen 17/4115 (Gesetzentwurf der Fraktion der SPD vom 
06.11.2018 „Abschaffung von Straßenausbaubeiträgen“) sowie 17/4300 (Antrag der Fraktion 
der CDU und der Fraktion der FDP vom 20.11.2018 „Straßenausbaubeiträge 
bürgerfreundlich gestalten“) im Landtag Nordrhein-Westfalen.  
 
Am 07.06.2019 fand im Landtag NRW die durch den Bund der Steuerzahler erzwungene 
Expertenanhörung in öffentlicher Sitzung statt. Mit einer Entscheidung über das 
Gesetzgebungsverfahren ist somit frühestens nach der Sommerpause zu rechnen.  
 
Grundsätzlich besteht die Forderung, die Beiträge nach § 8 KAG abzuschaffen. Die 
Landesregierung hat kommuniziert, dass sie beabsichtigt, die Beiträge nach dem KAG zu 
ändern und nicht abzuschaffen. Bei den voraussichtlichen Änderungen gibt es eine Vielzahl 
von rechtlichen Ansätzen. 
 
Daher kann derzeit vor der abschließenden Gesetzgebung nicht vorausgesehen werden, wie 
künftig Straßenausbaubeiträge erhoben werden sollen bzw. können. Ebenso unsicher ist 
eine Übergangsregelung. So wurde beispielsweise in Bayern im Rahmen der Aufhebung die 
Übergangsregelung getroffen, dass alle „begonnenen“ Maßnahmen noch nach altem Recht 
abzurechnen sind. Allein bei der Definition des Baubeginns gibt es unzählige Möglichkeiten, 
den Zeitpunkt zu definieren.  
 
Vorschlag der Verwaltung 
Aus diesen Gründen schlägt die Verwaltung grundsätzlich vor, Straßenausbaumaßnahmen 
so weit zu verschieben bis seitens der Landesregierung über die künftige Gesetzgebung 
beraten wurde. Ab diesem Zeitpunkt ist bekannt, nach welchen Regeln künftig 
Straßenausbaubeiträge erhoben werden sollen bzw. können. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung entscheidet im Einzelfall über den Beginn einer 
Straßenausbaumaßnahme nach § 8 KAG, wenn rechtliche, wirtschaftliche, technische 
Zwänge oder Fördermittel eine Verschiebung ohne weiteres nicht zulassen. 
 
Solche Zwänge können beispielsweise die Notwendigkeit von Kanalsanierungen sein. Durch 
das gemeinsame Sanieren des Kanals und der Straße können Baukosten gespart werden, 
die letztendlich auf die Anlieger umgelegt werden. Sofern ein unbedingter technischer Zwang 
zur Kanalsanierung besteht, wird der Straßenausbau dem Ausschuss für Stadtentwicklung 
zum Beschluss vorgelegt. Sollten sich beispielsweise keine gravierenden Änderungen des 
§ 8 KAG ergeben und der Kanal bereits erneuert worden sein, werden die 
Straßenausbaubeiträge entsprechend höher ausfallen. Auch die jährliche 
Baukostensteigerung ist bei der Verschiebung der Maßnahmen zu berücksichtigen. 
 
Ebenfalls ein Erfordernis für den Ausbau einer Straße kann eine geltende Förderzusage 
sein. Beispielsweise liegt eine solche Förderzusage für den Ausbau der Nierenberger Straße 
/ Duisburger Straße vor. Voraussetzung für die Förderung ist der Baubeginn in diesem Jahr. 
Dadurch ergeben sich zeitliche Zwänge, die ein weites Aufschieben der Entscheidung über 
den Ausbau nicht ermöglichen. Durch die Fördermittel werden die kommunalen Eigenanteile 
gefördert. Bei Wegfall der Fördermittel wird der städtische Haushalt durch die 
Baumaßnahme mehr belastet. 
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Zum Antrag der Anwohner des Straßenausbaus Martinusstraße/Abteistraße 
Der Forderung zur Verschiebung der Ausbaumaßnahme Martinusstraße/Abteistraße wird 
durch den Vorschlag der Verwaltung entsprochen. Allerdings ist zu beachten, dass wie oben 
aufgeführt eine Verschiebung bei unveränderten Gesetzesgrundlagen zu Mehrkosten durch 
den fehlenden Synergieeffekt mit dem Kanalausbau oder durch Baukostensteigerungen 
kommen kann. 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
 
 
Anlage: 
Anlage zu Vorlage 05-16 1896 
 



Ö  5Ö  5

hoffmann
Schreibmaschinentext
Anlage zu Vorlage 05-16 1896
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

1897/2019 29.05.2019 
 
 
 
Betreff 

Aufschiebung der Berechung der Straßenausbaubeiträge; 
hier: Antrag Nr. XXII/2019 der SPD-Ratsfraktion 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 18.06.2019 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt, Straßenausbaumaßnahmen so lange zu 
verschieben, bis seitens des Landtags abschließend über die Beitragserhebung nach § 8 
KAG beraten wurde.  
 
Dem Ausschuss für Stadtentwicklung werden Straßenausbaumaßnahmen dann zur 
Entscheidung vorgelegt, wenn eine Verschiebung aufgrund von rechtlichen, wirtschaftlichen, 
technischen Zwängen oder Fördermitteln nicht ohne weiteres möglich ist. 
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Sachdarstellung : 

 
Landesgesetzgebung 
In den letzten Wochen und Monaten gab es eine anhaltende Diskussion über die 
Abschaffung von Straßenbaubeiträgen gem. § 8 Kommunalabgabengesetz NRW (KAG). 
Aktueller Anlass sind die Drucksachen 17/4115 (Gesetzentwurf der Fraktion der SPD vom 
06.11.2018 „Abschaffung von Straßenausbaubeiträgen“) sowie 17/4300 (Antrag der Fraktion 
der CDU und der Fraktion der FDP vom 20.11.2018 „Straßenausbaubeiträge 
bürgerfreundlich gestalten“) im Landtag Nordrhein-Westfalen.  
 
Am 07.06.2019 fand im Landtag NRW die durch den Bund der Steuerzahler erzwungene 
Expertenanhörung in öffentlicher Sitzung statt. Mit einer Entscheidung über das 
Gesetzgebungsverfahren ist somit frühestens nach der Sommerpause zu rechnen.  
 
Grundsätzlich besteht die Forderung, die Beiträge nach § 8 KAG abzuschaffen. Die 
Landesregierung hat kommuniziert, dass sie beabsichtigt, die Beiträge nach dem KAG zu 
ändern und nicht abzuschaffen. Bei den voraussichtlichen Änderungen gibt es eine Vielzahl 
von rechtlichen Ansätzen. 
 
Daher kann derzeit vor der abschließenden Gesetzgebung nicht vorausgesehen werden, wie 
künftig Straßenausbaubeiträge erhoben werden sollen bzw. können. Ebenso unsicher ist 
eine Übergangsregelung. So wurde beispielsweise in Bayern im Rahmen der Aufhebung die 
Übergangsregelung getroffen, dass alle „begonnenen“ Maßnahmen noch nach altem Recht 
abzurechnen sind. Allein bei der Definition des Baubeginns gibt es unzählige Möglichkeiten, 
den Zeitpunkt zu definieren.  
 
Vorschlag der Verwaltung 
Aus diesen Gründen schlägt die Verwaltung grundsätzlich vor, Straßenausbaumaßnahmen 
so weit zu verschieben bis seitens der Landesregierung über die künftige Gesetzgebung 
beraten wurde. Ab diesem Zeitpunkt ist bekannt, nach welchen Regeln künftig 
Straßenausbaubeiträge erhoben werden sollen bzw. können. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung entscheidet im Einzelfall über den Beginn einer 
Straßenausbaumaßnahme nach § 8 KAG, wenn rechtliche, wirtschaftliche, technische 
Zwänge oder Fördermittel eine Verschiebung ohne weiteres nicht zulassen. 
 
Solche Zwänge können beispielsweise die Notwendigkeit von Kanalsanierungen sein. Durch 
das gemeinsame Sanieren des Kanals und der Straße können Baukosten gespart werden, 
die letztendlich auf die Anlieger umgelegt werden. Sofern ein unbedingter technischer Zwang 
zur Kanalsanierung besteht, wird der Straßenausbau dem Ausschuss für Stadtentwicklung 
zum Beschluss vorgelegt. Sollten sich beispielsweise keine gravierenden Änderungen des 
§ 8 KAG ergeben und der Kanal bereits erneuert worden sein, werden die 
Straßenausbaubeiträge entsprechend höher ausfallen. Auch die jährliche 
Baukostensteigerung ist bei der Verschiebung der Maßnahmen zu berücksichtigen. 
 
Ebenfalls ein Erfordernis für den Ausbau einer Straße kann eine geltende Förderzusage 
sein. Beispielsweise liegt eine solche Förderzusage für den Ausbau der Nierenberger Straße 
/ Duisburger Straße vor. Voraussetzung für die Förderung ist der Baubeginn in diesem Jahr. 
Dadurch ergeben sich zeitliche Zwänge, die ein weites Aufschieben der Entscheidung über 
den Ausbau nicht ermöglichen. Durch die Fördermittel werden die kommunalen Eigenanteile 
gefördert. Bei Wegfall der Fördermittel wird der städtische Haushalt durch die 
Baumaßnahme mehr belastet. 
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Zur Aufschiebung der Berechnung der Straßenausbaubeiträge gem. Antrag Nr. 
XXII/2019 der SPD- Ratsfraktion  
Wie oben dargestellt, ist die mögliche Übergangsregelung bei der Neufassung des § 8 KAG 
noch nicht bekannt. Sofern nun Straßenausbaumaßnahmen durchgeführt werden, ist es 
möglich, dass die Ausbaubeiträge nach heutigem Recht fällig werden. Insofern ist die 
alleinige Aufschiebung der Berechnung der Straßenausbaubeiträge nicht zielführend. Unter 
Berücksichtigung der Risiken muss gesamte die Baumaßnahme verschoben werden, um 
den vom Antragsteller gewünschten Effekt zu erreichen.  
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
 
 
Anlage: 
Anlage zu Vorlage 05-16 1897 



Ö  6Ö  6

hoffmann
Schreibmaschinentext
Anlage zu Vorlage 05-16 1897/2019



05 - 16 1851/2019  Seite 1 von 4 

 
 
 
 
  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

1851/2019 05.06.2019 
 
 
 
Betreff 

Straßenausbau Nierenberger Straße / Duisburger Straße von Wassenbergstraße bis 
Weseler Straße,  
hier: Anpassung der Straßenquerschnitte 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 18.06.2019 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung stimmt den geänderten Straßenquerschnitten und den 
sonstigen Änderungen  zum Ausbau der Nierenberger / Duisburger Straße zu und beauftragt 
die Verwaltung, die Ausführungsplanung erarbeiten zu lassen. Der Beschluss zur 
Umsetzung der Maßnahme wird vor der Veröffentlichung der Ausschreibung in einer der 
folgenden Ausschusssitzung für Stadtentwicklung beraten.  
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
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Sachdarstellung : 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung am 27.09.2011 Vorlage-Nr.  
05-15 0502/2011 TOP 13 das vorgestellte Plankonzept zum Ausbau des Straßenzuges 
Nierenberger Straße / Duisburger Straße zur Kenntnis genommen und die Verwaltung 
beauftragt, eine Bürgerunterrichtung durchzuführen. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung hat in seiner Sitzung vom 22.11.2011 Vorlage 05 - 15 
0551/2011 TOP 12 die Niederschrift der durchgeführten Bürgerunterrichtung zur Kenntnis 
genommen und die Verwaltung beauftragt die Maßnahme nach positivem Förderbescheid 
durchzuführen. 
 
Von der Verwaltung wurde im Jahre 2012 ein Zuwendungsantrag nach den Förderrichtlinien 
des kommunalen Straßenbaus erarbeitet und bei der Bezirksregierung Düsseldorf 
eingereicht. 
 
In dem Antrag wurden die folgenden Kosten angegeben: 
 
Gesamtkosten:  2.354.000 € 
davon KAG-Anliegerbeiträge:  -1.248.000 € 
 
Zuwendungsfähige Gesamtausgaben:  1.106.000 € 
 
Beantrage Förderung (60 %): 663.600 € 
Verbleibender Eigenanteil der Stadt:  442.400 € 
 
Im Jahre 2018 wurde die Verwaltung von Seiten der Bezirksregierung gebeten die Kosten 
auf Grund der in den letzten Jahren nicht unerheblichen Kostensteigerungen im Bausektor 
zu überprüfen und ggf. eine aktualisierte Kostenberechnung einzureichen. 
 
Es wurde die im Jahr 2012 erstellte Kostenberechnung auf die aktuellen Preise aktualisiert 
und Oktober 2018 bei der Bezirksregierung eingereicht. 
 
In dem aktualisierten Antrag wurden die folgenden Kosten angegeben: 
 
Gesamtkosten:  3.125.000 € 
davon KAG-Anliegerbeiträge:  -1.665.000 € 
 
Zuwendungsfähige Gesamtausgaben:  1.460.000 € 
 
Beantrage Förderung (60 %): 870.000 € 
Verbleibender Eigenanteil der Stadt:  584.000 € 
 
 
Mit dem Zuwendungsbescheid vom 30.10.2018 hat die Bezirksregierung Düsseldorf die 
Förderung der Maßnahme mit einem Fördersatz von 60 % auf die zuwendungsfähigen 
Gesamtkosten bewilligt. Die Fördersumme beträgt 873.700 €. 
 
Der Zuwendungsbescheid beinhaltet einen Widerrufsvorbehalt der Förderung für den Fall, 
dass die Maßnahme bis zum 31.12.2019 nicht begonnen hat. 
 
Geforderte Planungsänderung 
Weiterhin ist die Querschnittsaufteilung von der Bezirksregierung bemängelt worden. 
Konkret ist in den Anlagen des Förderbescheides bemängelt worden, dass die für den Geh- 
und Radweg geplante Breiten an vielen Stellen die Regel- und Mindestbreiten nach den 



05 - 16 1851/2019  Seite 3 von 4 

gültigen Regelwerken (z. B. Empfehlungen für Radverkehrsanlagen ERA Ausgabe 2010) 
unterschritten sind. Vor einem Baubeginn ist der Bezirksregierung eine aktualisierte 
Straßenplanung vorzulegen, die den aktuellen Regelwerken entspricht. 
 
In einem Abstimmungstermin mit der Bezirksregierung wurden verschiedene 
Änderungsmöglichkeiten besprochen und der in der Anlage 1 und 3 beigefügte Querschnitt 
abgestimmt. 
 
Die Fahrbahnbreite der Nierenberger Straße bleibt dabei 6 m breit. 
Der geplante beidseitige Geh- und Radweg wird in einen beidseitigen Gehweg 
(Fahrradfahrer frei) umgeplant. 
Dabei bleibt die in der 2011 beschlossenen Planung vorgesehene Breite der Nebenanlagen  
(Geh- / Radweg) relativ konstant bei 2,75 bis 3,00 m. Die Nebenanlage wird einheitlich mit 
grauen Pflastersteinen befestigt und als Gehweg (Radfahrer frei) ausgeschildert / markiert.  
Ein Gehweg (Radfahrer frei) hat gegenüber einem kombinierten Rad- /Gehweg den Vorteil, 
dass der Radfahrer die Wahl hat, ob er den Gehweg oder die Fahrbahn der Straße nutzt. Bei 
einem kombinierten Rad- /Gehweg besteht für den Radfahrer ein Nutzungszwang. 
  
Die beiden seitlichen Rinnen in der Straße werden von 30 cm auf 50 cm verbreitert, damit 
sich der KFZ-Verkehr mehr zur Fahrmitte orientiert und somit mehr Abstand zu den 
Fußgängern und Radfahrern einhält, ohne dass es zu Beeinträchtigungen bei dem 
Begegnungsverkehr Lkw / Lkw oder für die auf der Fahrbahn parkenden  PKWs führt. 
 
Die Fahrbahnbreite der Duisburger Straße verbleibt bei der geänderten Planung bei 6,50 m. 
Zur Verbesserung des Fahrkomforts der Radfahrer auf dem geplanten nördlichen 
Schutzstreifen (Fahrtrichtung Innenstadt) auf der Fahrbahn wird die Rinne an dieser Stelle 
von 32 cm auf 16 cm verkleinert. 
 
Beitragsrechtliche Auswirkungen: 
Die Nierenberger und Duisburger Straße werden nach der Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen nach § 8 KAG für straßenbauliche Maßnahmen der Stadt Emmerich am Rhein als 
Haupterschließungsstraße abgerechnet. 
 
Bei dieser Straßenart beträgt der Anteil der Beitragspflichtigen für Gehwege 70 % und für 
Radwege einschl. Sicherheitsstreifen 50 % der Kosten für die jeweilige Teileinrichtung 
(Gehweg / Radweg). 
 
Für den nun geplanten Gehweg (Fahrradfahrer frei) beträgt der Anteil der Beitragspflichtigen 
70 % der Kosten. Die Abrechnung ist gemäß der Satzung jedoch bei einem Gehweg auf 2,50 
m begrenzt. 
 
Da bei der bisherigen Planung  die gesamte Breite der Nebenanlagen (Gehwege und 
Radwege) abgerechneten werden müssten und bei den nun geplanten Gehweg (Radfahrer 
frei) die Abrechnung auf eine Breite von 2,50 beschränkt ist, geht die Verwaltung nicht davon 
aus, dass sich dadurch eine nennenswerte Differenz der Beiträge der Anlieger ergibt. 
 
Sonstige Änderungen: 
Die geplanten Bäume an den Einengungen der Straße können nicht verwirklicht werden. In 
der Mitte der Straßenfläche befindet sich eine Thyssengashochdruckleitung. In einem 
Schutzabstand von 5 m beidseitig der Gasleitung dürfen keine neuen Bäume gepflanzt 
werden. Die Grünflächen werden stattdessen bodendeckend bepflanzt. 
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Termine 
Es ist vorgesehen mit den Ausbau der Straße noch in diesem Jahr zu beginnen. 
Unter Berücksichtigung der derzeitigen Diskussion über die Änderung oder Abschaffung der 
KAG-Beitragspflicht sollte auf dieser Grundlage die Erarbeitung der Ausführungsplanung und 
Ausschreibungsunterlage erfolgen damit der geplante Baubeginn noch in diesem Jahr 
erfolgen kann und nicht die Gefahr besteht, dass die Bezirksregierung von Ihrem 
Widerrufsvorbehalt gebraucht macht und die Förderzusage wieder zurück nimmt.   
Die Veröffentlichung der Ausschreibung (= Baubeginn) wird dem Ausschuss für 
Stadtentwicklung zum Beschluss vorgelegt. 
 
Kosten 
Im Investitionshaushalt 2019, 2020 und 2021 sind unter der folgenden Projektnummer Mittel 
in folgender Höhe vorgesehen.  
 
 2019 2020 2021 Gesamt 
7.000061.700 782.000 € 1.562.000 € 782.000 € 3.126.000 € 

 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme ist in den Haushaltsjahren 2019-2021 vorgesehen. Produkt: 7.000061.700. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 3.1. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
 
 
Anlagen: 
Anlagen 1 bis 4 zu Vorlage 05-16 1851 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

1850/2019/1 29.05.2019 
 
 
 
Betreff 

Ergebnis der Überprüfung der Querung der Ostermayerstraße im Bereich Elsepaßweg sowie 
Prüfung der Machbarkeit eines möglichen zusätzlichen Radweges von der KITA 
„Räuberhöhle„ über das ehem. Kasernengelände und der Klever Straße (B220) 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 18.06.2019 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Stellungnahme der Verwaltung zur Kenntnis 
und beauftragt die Verwaltung den Radweg an der Ostermayerstraße zwischen der 
Kreuzung B 220 / K16 bis zum Gnadentalweg mit einer Straßenbeleuchtung auszustatten. 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
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Sachdarstellung : 

 
Im Antrag XLVIII 2018 der CDU-Ratsfraktion vom 13.12.2018 wurde die Verwaltung 
beauftragt den Fuß- und Radweg an der Ostermayerstraße mit einer ordentlichen 
Beleuchtung auszustatten, sowie die Querung in Höhe des Elsepaßweges zu überprüfen. 
 
Weiterhin wurde die Verwaltung im selben Antrag beauftragt die Machbarkeit eines 
möglichen Radweges von der B220 über das Kasernengelände bis zur Einfahrt an der 
Kindertagesstätte zu prüfen.  
 
Wenn diese Möglichkeit bestehen würde, sollte die Beleuchtung der Ostermayerstraße und 
Umbau der Querungsstelle an der Ostermayerstraße / Elsepaßweg entfallen. 
 
In der Sitzung vom 07.05.2019 wurde die Verwaltung beauftragt die Machbarkeit zu prüfen 
und die damit verbunden Kosten für eine zusätzliche Rad-/ Gehwegverbindung an der 
südlichen Straßenseite der Ostermayerstraße von der Einmündung der Moritz-von-Nassau-
Straße bis zur Kreuzung Weseler Straße / Klever Straße (B 220) zu ermitteln. 
 
 
Prüfung der Machbarkeit eines Radweges an der südlichen Straßenseite der 
Ostermayerstraße 
Damit dieser neue Geh- / Radweg errichtet werden kann, ist Grunderwerb in erheblichem 
Umfang von insgesamt drei Eigentümern erforderlich. Zur Ermittlung der Kosten und des 
erforderlichen Grunderwerbs wurde der folgende regelgerechte  Querschnitt gewählt. 
 
 Trennstreifen zur Fahrbahn Rad- / Gehweg Bankettstreifen 
 Ostermayerstraße 
 1,75 m 2,50 m 0,50 m 
 
Bei diesem Querschnitt und unter Beibehaltung des Straßenrandes der Ostermayerstraße ist 
ein Grunderwerb in Höhe von ca. 980 m² erforderlich. An welchen Stellen Grunderwerb nötig 
ist, kann der Anlage 1 entnommen werden. 
 
Der gewählte Querschnitt stellt dabei die Minimallösung des Grunderwerbs dar. Er verläuft 
gemäß des vorgestellten Querschnittes im minimalen Abstand an dem Straßenrand der 
Ostermayerstraße entlang. Er berücksichtigt nicht, dass sich in diesem Bereich teilweise 
Wald und entlang der Gewerbebebauung Einzelbäume befinden, die zum größten Teil dem 
Schutz der Baumschutzsatzung unterliegen. 
Im Bereich des geplanten Radwegs befindet sich auch ein Saugbrunnen zur 
Löschwasserversorgung, der umgelegt oder umgebaut werden müsste. 
 
Einen Überblick über die Grünstruktur können Sie sich mit der Anlage 2 verschaffen. 
 
Weiterhin würde der Radweg in die derzeitige Flächennutzung der Gewerbeflächen 
einwirken. Parkplätze müssten verlegt werden und könnten teilweise auch ersatzlos 
wegfallen müssen. 
Negative Auswirkungen auf die Anfahrbarkeit der Zapfsäulen der Tankstelle sind auch 
wahrscheinlich. 
 
Es würde bei diesem neuen Radweg die Querung der Ostermayerstraße und eine Querung 
an der Ampel Weseler Straße / Klever Straße entfallen und so die Sicherheit erhöhen. 
Gleichzeitig kommen aber die Querungen der stark frequentierten Ein- / Ausfahrten der 
Tankstelle und Gewerbeflächen hinzu, was sich negativ auf die Sicherheit der Nutzer 
auswirkt. 
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Zur Prüfung einer möglichen Verkaufsbereitschaft wird die Verwaltung mit den jeweiligen 
Eigentümern Kontakt aufnehmen. 
 
Die Planungs- und Baukosten für den in Anlage 1 dargestellten Geh- / Radweg wurden auf 
ca. 280.000 € brutto geschätzt. Darin ist nicht der Grunderwerb, die Kosten für eine 
Waldumwandlung / Baumfällungen / Ersatzbepflanzungen, Anpassungen auf den 
Privatflächen oder die Verlegung des Löschbrunnens enthalten. 
Ebenfalls sind keine Kosten für eine Beleuchtung des Radweges enthalten. 
 
Wegen der hohen Baukosten und der Tatsache, dass der neue Geh- / Radweg die Zufahrten 
der Tankstelle / Gewerbeflächen kreuzt, wird von der Verwaltung bezweifelt, dass dieser 
neue Geh- / Radweg eine Verbesserung herbeiführt.  
 
Gespräch mit einer Gruppenleiterin, den Elternvertreterinnen der KITA Räuberhöhle 
und einer Mitarbeiterin der AWO  
Die Verwaltung hat sich am 23.05.2019 mit den Interessenvertreterinnen der KITA 
Räuberhöhle über die Problematik der Querung der Ostermayerstraße ausgetauscht, 
verschiedene Lösungsmöglichkeiten diskutiert und folgendes zum weiteren Vorgehen 
beschlossen. 
 
Der Verwaltung wurde bei diesem Gespräch darauf hingewiesen, dass die Kinder die 
Ostermayerstraße nicht nur queren, sondern im Rahmen von wöchentlichen Exkursionen 
(ca. 40 Kinder mit Betreuer(innen)) zum angrenzenden Wald in Richtung Eichenallee unter 
Benutzung des gemeinsamen Geh- und Radweges der Ostermayerstraße, von der Moritz-
von-Nassau-Straße bis zum Borgheeser Weg, längs entlanggehen. Auf dem Abschnitt 
zwischen der  Moritz-von-Nassau-Straße bis zum Gnadentalweg befindet sich nur ein 
schmaler Trennstreifen zwischen dem Geh- / Radweg und der Fahrbahn. Es wird dort die 
Gefahr gesehen, dass ein Kind auf die Straße laufen könnte. 
Diese Problematik wird nur bis zur Fertigstellung der Bebauung des „Waldparkviertel“ 
existiert, weil dort eine neue sichere Verbindung von der KITA zum westlichen Wald 
(Eichenallee) errichtet wird. 
Für die Übergangszeit wurde festgelegt, dass durch die Vertreter der Kindertagesstätte 
Kontakt zu dem Vorhabenträger aufgenommen wird und die Möglichkeit der Nutzung eines 
zur Ostermayerstraße parallel verlaufenden Weges auf dem Gelände der ehemaligen 
Kaserne für die Dauer der Baumaßnahme zu erfragen. 
Grundsätzlich wurde festgehalten, dass nach den Regelungen des § 3 Abs. 2a StVO 
vorgeschrieben ist, dass Fahrzeugführer ihr Fahrverhaltens in Bezug auf die 
Fahrgeschwindigkeit und auf die Bremsbereitschaft in der Nähe von Kindern anpassen 
müssen. 
Als weiteres Ergebnis des Gesprächs mit den Vertretern der Kindertagesstätte wurde 
festgehalten, dass seitens der Verwaltung die Durchführung einer entsprechenden Messung 
geprüft wird, ob es in diesem Bereich regelmäßig zu Geschwindigkeitsüberschreitungen 
kommt. 
Weiterhin soll zudem die Polizei um vermehrte Kontrolle in diesem Bereich gebeten werden. 
 
Die Vertreter der Kindertagesstätte wünschen sich an der Ostermayerstraße 
Hinweisschilder, die auf die in der Nähe befindlichen Kita hinweisen und so die Kraftfahrer zu 
einem vorsichtigeren Fahrstil animieren sollen.  
Da für die Anordnung der Verkehrszeichens 133 (Fußgänger), 136 (Kinder) und 138 
(Radfahrer) nach StVO die rechtlichen Voraussetzungen fehlen, ist eine weitere 
Beschilderung an der Ostermayerstraße nicht vorgesehen. 
Den Vertretern der Kindertagesstätte wurde die Aufstellung entsprechender Hinweisschilder, 
die optisch nicht denen der StVO gleichen und die nicht auf der öffentlichen Straßenfläche 
aufgestellt werden dürfen, freigestellt. Auch diesbezüglich wird seitens dieser der Kontakt zu 
dem Vorhabenträger aufgenommen. 
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Die neue Moritz-von-Nassau-Straße weist von der KITA zur Kreuzung mit der 
Ostermayerstraße ein Gefälle von 6 % auf.  
Als weitere Maßnahme wurde seitens der Verwaltung die Prüfung der Anordnung einer 
Wegesperre auf dem gemeinsamen Geh- und Radweg der Moritz-von-Nassau Straße in 
Richtung Ostermayerstraße zugesagt. Die Wegesperre soll vor der Querungsstelle der 
Ostermayerstraße installiert werden. Durch diese soll verhindert werden, dass die Radfahrer, 
die den gemeinsamen Geh- und Radweg nutzen, welcher in diesem Bereich ein Gefälle von 
6 % zur Ostermayerstraße hin aufweist, ungebremst bzw. mit hoher Geschwindigkeit auf die 
Ostermayerstraße zufahren. 
 
Vor der Verwaltung wurden in dem Gespräch die Ergebnisse der Verkehrszählung und -
beobachtung erläutert und mitgeteilt, dass für die Verwaltung kein Erfordernis für eine 
bauliche Änderung in dem Kreuzungsbereich ersichtlich ist. 
 
Weiterhin wurde auf die geplante Beleuchtung an der Ostermayerstraße hingewiesen, die 
die Situation in der dunklen Jahreszeit verbessern soll. Diese Beleuchtung wurde von den 
Vertreterinnen der KITA begrüßt. Es sollen die oben schon erläuterten Punkte die Situation 
(Polizeikontrolle, Verkehrs- und Geschwindigkeitserhebung, Hinweisschilder KITA, 
Wegesperre) zusätzlich verbessern und ansonsten keine weiteren Maßnahmen an der 
Kreuzung vorgenommen werden. 
 
 
Gesamtfazit der Prüfung der Errichtung einer Querungshilfe Ostermayerstraße / Neuer 
Radweg südlich der Ostermayerstraße / Beleuchtung Ostermayerstraße: 
Von der Verwaltung wird empfohlen aus den oben genannten Gründen auf einen neuen, 
südlich der Ostermayerstraße verlaufenden Geh- / Radweg zu verzichten. Das der Radweg, 
der über das ehemalige Kasernengelände in Richtung `s-Heerenberger Straße führen sollte 
und eine Querungshilfe an der Ostermayerstraße / Moritz-von-Nassau-Straße nicht sinnvoll 
ist, wurde schon in der Vorlage 05 - 16 1850/2019 in der ASE-Sitzung vom 07.05.2019 von 
der Verwaltung dargelegt.   
 
Um die Sicherheit in der dunklen Jahreszeit zu erhöhen, sollte die schon im Haushaltsplan 
aufgenommene Beleuchtung des Radweges der Ostermayerstraße errichtet werden. 
Die Kosten für die Beleuchtung wurden auf ca. 70.000 € geschätzt. 
 
Weitere Entwicklung 
Aktuell steht die B-Plan Änderung des Teilbereiches des B-Plans E 33/1, das ehemalige 
geplante Wohnen mit Pferd an. In diesem Zusammenhang und der damit verbunden 
verdichteten Wohnbebauung in diesem Gebiet wird derzeit noch ein aktualisiertes 
Verkehrsgutachten vom Erschließungsträger erstellt. 
Die verkehrlichen Auswirkung dieser erhöhten Bebauung auf die Ostermayerstraße wird in 
diesem Prozess noch bewertet und ein erneuerter Erschließungsvertrag mit der 
Erschließungsgesellschaft abgeschlossen.  
 
In diesen Erschließungsvertrag soll eine vertragliche Klausel aufgenommen werden, die den 
Erschließungsträger verpflichtet eine Querungshilfe an der Ostermayerstraße zu errichten, 
sollte es sich aus den tatsächlich vorhanden Verkehrsströmen als notwendig erweisen. 
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme ist im Haushaltsjahr 2019 vorgesehen. Produkt: 7.780501.780. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.3 und 3.2. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1 zu Vorlage 05-16 1850 
Anlage 2 zu Vorlage 05-16 1850 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

1878/2019 10.05.2019 
 
 
 
Betreff 

Errichtung eines Sicht-/Lärmschutzes im Bereich des provisorischen Haltepunktes Elten; 
hier: Eingabe Nr. 2/2019 vom SPD-Ortsverein Elten 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 18.06.2019 

 
  
 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Stellungnahme der DB Netz AG zur Kenntnis. 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
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Sachdarstellung : 

 
Der SPD OV-Elten hat mit Schreiben vom 19.03.2019 den Antrag gestellt, der Rat der Stadt 
Emmerich am Rhein möge die Verwaltung beauftragen bei der Bahn AG einen Sicht-/ 
Lärmschutz im Bereich des provisorischen Haltepunkt Elten zu beantragen.  
 
Der Antrag wurde in der Sitzung des Rates am 09.04.2019 beraten und an den 
Fachausschuss, den Ausschuss für Stadtentwicklung verwiesen. 
 
Der SPD OV-Elten begründet seinen Antrag mit der Annahme, dass die Nutzung des 
Haltepunktes in den frühen Morgenstunden sowie Durchsagen über Lautsprecher eine 
Verletzung der Privatsphäre darstellen, ebenso wie die Einsicht vom Bahnsteig aus in die 
Gärten und Häuser der Anwohnenden. 
 
Die Verwaltung hat dem Antrag entsprechend die DB Netz AG um Stellungnahme gebeten. 
Die Stellungnahme ist als Anlage 2 dieser Vorlage beigefügt. 
 
Zusammenfassend stellt die DB Netze klar, dass die Lautsprecherdurchsagen nur bei 
eventuellen betrieblichen Abweichungen durchgeführt werden; weiter führt sie aus, dass die 
Uneinsehbarkeit des eigenen Grundstückes nach ihrer Auffassung genauso wenig aus der 
Rechtsordnung abgeleitet werden kann wie der Anspruch auf uneingeschränkten und 
dauerhaften Ausblick vom Grundstück. 
 
Die DB Netz AG kann daher keinen Handlungsbedarf aus der Inbetriebnahme der 
provisorischen Bahnsteige ableiten. 
 
Die Maßnahme ist planfestgestellt. Darin wurden alle rechtlichen Belange geprüft und 
abgewogen.  
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 2.5. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
 
 
Anlage/n: 
Anlage 1 zu Vorlage 05-16 1878 
Anlage 2 zu Vorlage 05-16 1878 
Anlage 3 zu Vorlage 05-16 1878 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

1886/2019 21.05.2019 
 
 
 
Betreff 

Widmung von Straßen in Emmerich am Rhein; hier: Rudolf-W.-Stahr-Straße 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 18.06.2019 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
1. 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt die unbeschränkte Widmung der  
Rudolf-W.-Stahr-Straße – bestehend aus dem Grundstück Gemarkung Emmerich, Flur 7,  
Flurstück 1397 – gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes NRW für den 
öffentlichen Verkehr. 
 
Es handelt sich bei der Rudolf-W.-Stahr-Straße um eine Gemeindestraße, bei der die 
Belange der Erschließung der anliegenden Grundstücke überwiegen. Träger der 
Straßenbaulast ist die Stadt Emmerich am Rhein. 
 
2. 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt die Beschränkung des Widmungsinhalts auf 
die Benutzungsart Fuß- und Radweg für die Wegeflächen zwischen Merowingerstraße und 
Hubert-Fink-Straße – auf den Grundstücken Gemarkung Emmerich, Flur 7, Flurstücke 1394, 
1398 + 1399 – gemäß  
§ 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes NRW für den öffentlichen Verkehr. 
 
Bei den Wegeflächen auf den vorgenannten Flurstücken handelt es sich um eine "sonstige 
Gemeindestraße" bei der die Belange der Erschließung der anliegenden Grundstücke 
überwiegen. Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Emmerich am Rhein. 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
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Sachdarstellung : 

 
Öffentliche Straßen im Sinne des Straßen- und Wegegesetzes NRW sind diejenigen 
Straßen, Wege und Plätze, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind. 
 
zu 1. 
Die Rudolf-W.-Stahr-Straße ist entsprechend dem zugrundeliegenden Bebauungsplan Nr. E 
7/5 – Hubert-Fink-Straße – im Rahmen eines Erschließungsvertrages durch einen 
Erschließungsträger ausgebaut worden. Nach den Regelungen dieses Vertrages soll die 
Straßenfläche nach Ausbau und Abnahme in das Eigentum der Stadt übergehen, so dass 
die Stadt Emmerich am Rhein dann Träger der Straßenbaulast wird. Dieses ist inzwischen 
geschehen; die Stadt Emmerich am Rhein ist Trägerin der Straßenbaulast. 
 
Bei der Rudolf-W.-Stahr-Straße handelt es sich um eine Gemeindestraße, bei der die 
Belange der Erschließung der anliegenden Grundstücke überwiegen. Die Rudolf-W.-Stahr-
Straße ist unbeschränkt dem öffentlichen Verkehr zu widmen.  
 
Die zu widmende Straßenfläche ist im anliegenden Lageplan in gelber Farbe dargestellt. 
 
 
zu 2. 
Die Wegeflächen zwischen Merowingerstraße und Hubert-Fink-Straße – auf den 
Grundstücken Gemarkung Emmerich, Flur 7, Flurstücke 1394, 1398 + 1399, sind 
entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. E 7/5 – Hubert-Fink-Straße – 
als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung zum Fuß- und Radweg ausgebaut 
worden. Eigentümer und Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Emmerich am Rhein. Der 
Weg ist als "sonstige Gemeindestraße" gemäß § 3 Abs. 4 Ziff. 3 des Straßen- und 
Wegegesetzes NRW einzugruppieren. 
Es ist daher eine öffentliche Widmung mit Beschränkung des Widmungsinhalts auf die 
Benutzungsart als Fuß- und Radweg zu erfolgen. 
 
Die zu widmende Fuß- und Radwegfläche ist im anliegenden Lageplan in oranger Farbe 
dargestellt. 
 
   
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme wird von den Zielen des Leitbildes nicht berührt. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Stefan Wachs 
Erster Beigeordneter 
 
Anlage 
Anlage zur Vorlage 05-16 1886 
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